
Herr Kommissionspräsident
Andrea Caroni
Kommission für Rechtsfragen

Per Mail: zz@bj.admin.ch

Bern, 17. September 2026

Vernehmlassung zur 22.448 s Pa. Iv. Caroni. Einen Pacs für die Schweiz

Sehr geehrter Herr Kommissionspräsident,
sehr geehrte Damen und Herren 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, an diesem Vernehmlassungsverfahren teilzunehmen und unterbrei-
ten Ihnen nachfolgend unsere Stellungnahme. 

1. Ausgangslage

Mit der parlamentarischen Initiative Caroni (22.448) soll mit dem «Pacte civil de solidarité» (PACS) eine neue 
bundesrechtliche Form des Zusammenlebens geschaffen werden. Der PACS soll zwischen Ehe und Konku-
binat angesiedelt sein und Personen, die nicht heiraten möchten, mehr Rechtssicherheit bieten, ohne die 
umfassenden Rechtswirkungen der Ehe zu übernehmen.

Der Vorentwurf sieht insbesondere gegenseitige Beistands- und Unterhaltspflichten während des Zusam-
menlebens, Vertretungsrechte in bestimmten Bereichen sowie einen besseren Schutz der Familienwoh-
nung und gemeinsamer Kinder vor. Gleichzeitig verzichtet er bewusst auf zentrale Rechtswirkungen der 
Ehe, namentlich im Güter-, Erb-, Steuer- und Sozialversicherungsrecht sowie auf eine Änderung des Zivil -
standes.

Zur Diskussion stehen zwei Varianten für die Begründung des PACS. Nach Variante 1 erfolgt diese durch öf-
fentliche Beurkundung, wodurch der verbindliche Charakter des PACS unterstrichen und gleichzeitig eine 
rechtliche Beratung sichergestellt werden soll. Variante 2 sieht demgegenüber eine einfachere Begründung 
durch persönliche Erklärung vor dem Zivilstandsamt vor. Zudem werden zwei Varianten für den Schutz der  



Familienwohnung vorgeschlagen, welche sich hinsichtlich des Einbezugs nicht gemeinsamer Kinder unter-
scheiden.

2. Grundwerte der EVP

Die EVP betrachtet die Ehe weiterhin als die tragende und besonders schützenswerte Form des verbindli-
chen Zusammenlebens. Sie schafft den verlässlichsten rechtlichen Rahmen für eine dauerhafte Partner-
schaft und bietet die besten Voraussetzungen für das Aufwachsen von Kindern. Stabile und langfristige Be-
ziehungen leisten einen wichtigen Beitrag zum gesellschaftlichen Zusammenhalt sowie zur Prävention von 
Armut, sozialer Isolation und gesundheitlichen Belastungen. Familienpolitik sollte deshalb nicht nur rechtli -
che Absicherung gewährleisten, sondern auch dauerhafte Partnerschaften stärken.

Gleichzeitig anerkennt die EVP, dass heute zahlreiche Paare bewusst oder vorübergehend auf eine Ehe-
schliessung verzichten. Auch diese Paare und insbesondere ihre Kinder dürfen nicht unnötigen rechtlichen 
Unsicherheiten ausgesetzt sein. Wo ein ausgewiesenes Bedürfnis besteht, können gezielte gesetzliche Re-
gelungen sinnvoll sein, sofern sie die Eigenverantwortung stärken und den besonderen Stellenwert der Ehe 
nicht relativieren.

3. Stellungnahme

3.1 Fehlender Nachweis eines ausreichenden Regelungsbedarfs

Die EVP stellt zunächst die grundsätzliche Frage, ob für die Einführung eines neuen bundesrechtlichen Insti-
tuts ein genügend breites gesellschaftliches Bedürfnis ausgewiesen ist. Zwar verweist der erläuternde Be-
richt auf die Entwicklungen im Ausland sowie auf die kantonalen Partnerschaftsmodelle. Die bisherigen Er -
fahrungen, insbesondere in Genf und Neuenburg, zeigen jedoch, dass diese Partnerschaftsformen trotz  
ihres langjährigen Bestehens nur von einer vergleichsweise sehr kleinen Zahl von Paaren genutzt werden.  
Gleichzeitig hat die grosse Mehrheit der Kantone bewusst auf die Einführung eines entsprechenden Insti -
tuts verzichtet. Zudem bestehen bereits heute Möglichkeiten, das Zusammenleben ausserhalb der Ehe pri-
vatrechtlich zu regeln, insbesondere durch den Abschluss eines Konkubinatsvertrags. Der Bundesrat hielt 
allerdings selbst fest, dass solche Konkubinatsverträge in der Praxis nur selten abgeschlossen werden. Dies  
wirft die Frage auf, weshalb ein «Konkubinat Plus» auf eine wesentlich grössere Nachfrage stossen sollte.

Aus Sicht der EVP ist der festgestellte Regelungsbedarf nicht ausreichend belegt, um die Schaffung eines 
neuen bundesrechtlichen Status zu rechtfertigen. Der Mehrwert des PACS gegenüber den bereits beste-
henden rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten, insbesondere auch dem Konkubinatsvertrag, bleibt unklar. 
Die EVP ist deshalb nicht überzeugt, dass das vorgeschlagene Rechtsinstitut erforderlich ist, und kann den  
vorliegenden Gesetzesentwurf in dieser Form nicht unterstützen.

3.2 Bedeutung verbindlicher Partnerschaften

Gleichzeitig sieht die EVP die Gefahr, dass mit der Einführung einer zusätzlichen staatlich geregelten Part-
nerschaftsform das gesellschaftliche Signal abgeschwächt wird, langfristige und verbindliche Beziehungen 
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einzugehen. Die Gesellschaft ist auf stabile Partnerschaften angewiesen. Sie bilden eine wichtige Grundlage 
für das Wohlergehen von Kindern, für den sozialen Zusammenhalt sowie für die Prävention von Armut und 
gesundheitlichen Belastungen.  Aus Sicht der EVP sollte der Gesetzgeber der Stärkung bestehender Ehen 
und Partnerschaften sowie der Unterstützung von Paaren in schwierigen Lebensphasen Vorrang einräu-
men, statt neue Partnerschaftsformen einzuführen. (Vgl. überwiesenes Postulat 22.3883 ( Jost) «Ehen, Part-
nerschaften und Paare stärken. Davon profitiert die Gesellschaft insgesamt»)

3.3 Anerkennung einzelner Aspekte

Die EVP anerkennt,  dass der Vorentwurf  verschiedene praktische Probleme des heutigen Konkubinats-
rechts aufgreift. Verbesserungen beim gegenseitigen Beistand sowie beim Schutz gemeinsamer Kinder kön-
nen einen echten Mehrwert schaffen und entsprechen dem Anliegen der EVP, Verantwortung füreinander 
zu stärken.

Positiv bewertet die EVP zudem, dass der PACS bewusst als «Konkubinat plus» und nicht als «Ehe light» aus-
gestaltet werden soll.  Der Verzicht auf eine Gleichstellung mit der Ehe im Güter-, Erb-, Steuer- und Sozial-
versicherungsrecht trägt dazu bei, den besonderen Stellenwert der Ehe grundsätzlich zu erhalten.

3.4 Einseitige Auflösung des PACS

Kritisch beurteilt die EVP insbesondere die vorgesehene Möglichkeit, den PACS durch eine einseitige Erklä-
rung innert kurzer Frist wieder aufzulösen (Art. 20 Abs. 2, VE PACS-Gesetz).  Auch wenn sich der PACS be-
wusst von der Ehe unterscheiden soll, sollte eine staatlich anerkannte Partnerschaft eine gewisse Verbind-
lichkeit zum Ausdruck bringen. Die EVP regt deshalb an, vor einer Auflösung zumindest eine verpflichtende 
Information über die rechtlichen Folgen sowie über bestehende Beratungs- und Unterstützungsangebote 
vorzusehen.  Grundsätzlich ist  die EVP überzeugt,  dass die Politik  nicht  nur neue Partnerschaftsformen 
schaffen, sondern mindestens ebenso stark bestehende Partnerschaften stärken und Paare in schwierigen 
Lebensphasen unterstützen sollte.

3.5 Begründung des PACS (Art. 4-6 VE PACS-Gesetz, Varianten)

Sollte der Gesetzgeber dennoch einen PACS einführen, bevorzugt die EVP Variante 1. Die öffentliche Beur-
kundung unterstreicht den verbindlicheren Charakter des PACS, stellt sicher, dass sich die Partnerinnen 
und Partner der rechtlichen Folgen bewusst sind, und ermöglicht gleichzeitig eine qualifizierte Beratung 
über ergänzende vertragliche Regelungen. Dadurch können Missverständnisse über Rechte und Pflichten 
vermieden und individuelle Bedürfnisse besser berücksichtigt werden. Im Unterschied zur blossen Erklä-
rung gegenüber dem Zivilstandsamt trägt die öffentliche Beurkundung dem Umstand Rechnung, dass der 
PACS weitreichende vermögensrechtliche und persönliche Folgen entfaltet.  Zugleich bleibt dadurch auch 
die institutionelle Unterscheidung zwischen PACS und Ehe klarer erkennbar. Während die Ehe weiterhin vor 
dem Zivilstandsamt geschlossen wird, erhält der PACS eine eigenständige Form, ohne den Charakter einer 
zivilrechtlichen Ehe zu übernehmen. Damit wird der Grundsatz gestärkt,  dass rechtliche Bindungen be-
wusst, informiert und ihrer Tragweite entsprechend eingegangen werden sollen.
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3.6 Schutz der Familienwohnung (Art. 24 VE-PACS-Gesetz, Varianten)

Beim Schutz der Familienwohnung unterstützt die EVP Variante 2.  Das Kindeswohl soll unabhängig davon 
geschützt werden, ob es sich um gemeinsame Kinder oder Kinder aus einer früheren Beziehung handelt.

3.7 Familienwohnung (Art. 266m Abs. 3, 266n und 273a Abs. 3 VE-OR, Varianten)

Die EVP bevorzugt bei den mietrechtlichen Bestimmungen Variante 1. Wer einen PACS eingeht und gemein-
sam eine Familienwohnung bewohnt, soll im Verhältnis zur Vermieterschaft einen angemessenen Schutz 
geniessen. Insbesondere erscheint es sachgerecht, dass die Kündigung einer Familienwohnung nicht ohne 
Kenntnis oder Zustimmung der anderen Partnerin bzw. des anderen Partners erfolgen kann und beide Per-
sonen ihre Rechte gegenüber der Vermieterschaft wahrnehmen können. Diese Regelung trägt dem ge-
meinsamen Lebensmittelpunkt und dem Schutz der schwächeren Vertragspartei Rechnung.

Gleichzeitig anerkennt die EVP die im erläuternden Bericht genannten praktischen Schwierigkeiten für Ver-
mieterinnen und Vermieter. Der zusätzliche administrative Aufwand sollte deshalb möglichst gering gehal-
ten und durch eine praktikable Informationslösung begrenzt werden.

3.8 Ehe weiterhin stärken

Schliesslich erinnert die EVP daran, dass weiterhin Handlungsbedarf bei der Stärkung der Ehe besteht. Die 
bestehenden Benachteiligungen verheirateter Paare – insbesondere in der AHV – sollten unabhängig von 
der Einführung eines PACS prioritär beseitigt werden.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und stehen für Fragen gerne zur Verfü -
gung. 

Lilian Studer Alex Würzer
Präsidentin EVP Schweiz Generalsekretär EVP Schweiz
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